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Artikel 15
Diese Konvention steht weder der Anwendung weiterge­

hender Erleichterungen entgegen, die zwei oder mehr Ver­
tragsparteien einander gewähren möchten, noch dem Recht 
der in Artikel 16 genannten regionalen Organisationen zur 
wirtschaftlichen Integration, die Vertragsparteien sind, ihre 
eigenen Rechtsvorschriften auf die Kontrollen an ihren inne­
ren Grenzen anzuwenden, vorausgesetzt, daß dadurch in kei­
ner Weise die sich aus dieser Konvention ergebenden Erleich­
terungen eingeschränkt werden.

Artikel 16 — Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme, Bestätigung und Beitritt

(1) Diese Konvention, die beim Generalsekretär der Ver­
einten Nationen hinterlegt wird, steht allen Staaten und den 
aus souveränen Staaten zusammengesetzten regionalen Orga­
nisationen zur wirtschaftlichen Integration, die befugt sind, 
internationale Übereinkünfte in den durch die Konvention 
erfaßten Bereichen auszuhandeln, abzuschließen und anzu­
wenden, zur Teilnahme offen.

(2) Die in Absatz 1 genannten regionalen Organisationen 
zur wirtschaftlichen Integration können auf in ihre Zustän­
digkeit fallenden Gebieten in eigenem Namen die Rechte aus­
üben und die Verpflichtungen erfüllen, die die Konvention 
sonst ihren Mitgliedstaaten überträgt, die Vertragsparteien 
dieser Konvention sind. In diesen Fällen sind die Mitglied­
staaten dieser Organisationen nicht berechtigt, diese Rechte 
einschließlich des Stimmrechts individuell auszuüben.

(3) Staaten und die vorgenannten regionalen Organisatio­
nen zur wirtschaftlichen Integration können Vertragsparteien 
dieser Konvention werden:

a) indem sie eine Ratifikations-, Annahme- oder Bestäti­
gungsurkunde hinterlegen, nachdem sie sie unterzeichnet 
haben, oder

b) indem sie eine Beitrittsurkunde .hinterlegen.
(4) Diese Konvention liegt für alle Staaten und die in Ab­

satz 1 genannten regionalen Organisationen zur wirtschaft­
lichen Integration beim Büro der Vereinten Nationen in Genf 
vom 1. April 1983 bis einschließlich 31. März 1984 zur Unter­
zeichnung auf.

(5) Ab 1. April 1983 steht sie auch zum Beitritt offen.
(6) Die Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs- und Bei­

trittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt.

Artikel 17 — Inkrafttreten
(1) Diese Konvention tritt drei Monate nach dem Tag in 

Kraft, an dem fünf Staaten ihre Ratifikations-, Annahme-, 
Bestätigungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben.

(2) Nachdem fünf Staaten ihre Ratifikations-, Annahme-, 
Bestätigungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben, tritt 
diese Konvention für weitere Vertragsparteien drei Monate 
nach dem Tag in Kraft, an dem sie ihre Ratifikations-, An­
nahme-, Bestätigungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt 
haben.

(3) Jede Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs- oder Bei­
trittsurkunde, die nach dem Inkrafttreten einer Änderung 
dieser Konvention hinterlegt wird, gilt als für diese Konven­
tion in der geänderten Fassung hinterlegt.

(4) Jede Urkunde dieser Art, die nach der Annahme einer 
Änderung gemäß dem Verfahren nach Artikel 22, jedoch vor 
deren Inkrafttreten hinterlegt wird, gilt ab dem Tage des 
Inkrafttretens der Änderung als f|ür diese Konvention in der 
geänderten Fassung hinterlegt.

Artikel 18 — Kündigung
(1) Jede Vertragspartei kann diese Konvention durch Noti­

fikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen kün­
digen.

(2) Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der 
Notifikation beim Generalsekretär der Vereinten Nationen 
wirksam.

Artikel 19 — Außerkrafttreten
Beträgt die Zahl der Staaten, die Vertragsparteien sind, 

nach Inkrafttreten dieser Konvention während zwölf auf­
einanderfolgender Monate weniger als fünf, so tritt diese 
Konvention am Ende dieses Zeitraumes von zwölf Monaten 
außer Kraft.

Artikel 20 — Beilegung von Streitigkeiten

(1) Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Vertragspar­
teien über die Auslegung oder Anwendung dieser Konven­
tion werden möglichst durch Verhandlungen zwischen ihnen 
oder auf andere Weise beigelegt.

(2) Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Vertragspar­
teien über die Auslegung oder Anwendung dieser Konven­
tion, die nicht auf die in Absatz 1 vorgesehene Weise beige­
legt werden können, werden auf Antrag einer von ihnen 
einem wie folgt zusammengesetzten Schiedsgericht vorgelegt: 
Jede der am Streitfall beteiligten Parteien ernennt einen 
Schiedsrichter, und diese Schiedsrichter ernennen einen wei­
teren Schiedsrichter als Vorsitzenden. Hat eine der Parteien 
drei Monate nach Erhalt des Antrags noch keinen Schieds­
richter ernannt oder haben die Schiedsrichter noch keinen 
Vorsitzenden gewählt, so kann jede der Parteien den Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen ersuchen, einen Schieds­
richter oder den Schiedsgerichtsvorsitzenden zu ernennen.

(3) Die Entscheidung des nach Absatz 2 gebildeten Schieds­
gerichts ist für die am Streitfall beteiligten Parteien end­
gültig und bindend.

(4) Das Schiedsgericht beschließt seine eigene Geschäfts­
ordnung.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit 
und auf der Grundlage der zwischen den am Streitfall betei­
ligten Parteien bestehenden Verträge und des allgemeinen 
Völkerrechts.

(6) Streitfragen, die sich zwischen den am Streitfall betei­
ligten Parteien, wegen der Auslegung und Durchführung des 
Schiedsspruchs ergeben, können von jeder der Parteien dem 
Schiedsgericht, das den Spruch gefällt hat, zur Entscheidung 
vorgelegt werden.

(7) Jede der am Streitfall beteiligten Parteien trägt die 
Kosten des von ihr ernannten Schiedsrichters und ihrer Ver­
treter in dem Schiedsgerichtsverfahren; die Kosten des Vor­
sitzenden und die übrigen Kosten werden zu gleichen Teilen 
von den am Streitfall beteiligten Parteien getragen.

Artikel 21 — Vorbehalte
(1) Jede Vertragspartei kann bei der Unterzeichnung, Rati­

fikation, Annahme oder Bestätigung dieser Konvention oder 
bei ihrem Beitritt erklären, daß sie sich durch Artikel 20 Ab­
sätze 2 bis 7 nicht gebunden fühlt. Die anderen Vertragspar­
teien sind gegenüber einer Vertragspartei, die einen solchen 
Vorbehalt macht, durch diese Absätze nicht gebunden.

(2) Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 
macht, kann ihn durch Notifikation an den Generalsekretär 
der Vereinten Nationen jederzeit zurücknehmen.

(3) Von den in Absatz 1 vorgesehenen Vorbehalten abge­
sehen, ist gegenüber dieser Konvention kein Vorbehalt zu­
lässig.

Artikel 22 — Verfahren zur Änderung 
dieser Konvention

(1) Diese Konvention kann mit ihren Anlagen auf Vor­
schlag einer Vertragspartei nach dem in diesem Artikel vor­
gesehenen Verfahren geändert werden.

(2) Jeder Vorschlag einer Änderung dieser Konvention wird 
von einem Verwaltungsausschuß geprüft, der sich gemäß der 
Geschäftsordnung in Anlage 7 aus allen Vertragsparteien zu­
sammensetzt. Jeder derartige auf einer Sitzung des Verwal-


